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Ordinariats⸗Blatt 


der Budweiſer Diöceſe. 
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1875. Nr. I u. 3 


Das Reichsgeſetzblatt vom 9. April 1875., XV. St., Nr. 39. enthält nachſtehende Verordnung: 
(Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des Finanzminiſters vom 25. März 1875, 


zur Durchführung des Geſetzes vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 51) über die Religionsfondsbeiträge.) 


Grundlagen der Bemeſſung. 
§. 1. Die Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages erfolgt durch die zuſtändige politiſche Landesbehörde 
auf Grund der derſelben von der Finanzverwaltung mitgetheilten Bemeffungsacte über die Vorſchreibung des Gebüh⸗ 
ren⸗Aequivalents für das dritte Decennium. t 
Kommt es vor Ablauf dieſes Decenniums auf Recurs der Partei oder aus einem anderen Anlaſſe zu ei⸗ 
ner Aenderung in der Vorſchreibung des Gebühren-Aequivalents, ſo iſt die bezügliche Entſcheidung von der Finanz⸗ 
behörde ſofort der politiſchen Landesbehörde mitzutheilen, welche hienach den Religionsfondsbeitrag richtigſtellt. 


Die von der Finanzverwaltung endgiltig als Baſis der Gebühren⸗Aequivalentsbemeſſung feſtgeſtellte Be⸗ 


werthung kann als Grundlage der Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages nicht weiter angefochten werden. 
Neuerworhbenes Vermögen. 


§. 2. Von jenem Vermögen, von welchem wegen der noch nicht vollendeten zehnjährigen Beſitzdauer das 


Gebühren⸗Aequivalent noch nicht zu entrichten iſt, wird der Religionsfondsbeitrag auf Grund eigener Einbekenntniſſe 


bemeſſen, welche, ſoweit ſie nicht bereits in angemeſſener Form vorliegen, von den deitragspflichtigen Pfründen und 
Communitäten bis 1. Mai 1875 bei der zur Bemeſſung des Beitrages competenten Landesbehörde zu überreichen ſind 


und den Werth dieſes Vermögens nach dem Stande vom 1. Jaͤnner 1875 anzugeben haben. 


Auf dieſe Einbekenntniſſe finden die Vorſchriften des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 18. Mai 1870 


(R. G. Bl. Nr. 76) ſinngemäße Anwendung. 


Die politiſche Landesbehörde hat die einlangenden Einbekenntniſſe zunächſt mit ihren eigenen Vormerkungen 
zu vergleichen, eventuell dieſelben an die Bezirkshauptmannſchaft zum Behufe der Richtigſtellung und Erſtattung all⸗ 
fälliger Bewerthungsanträge zu leiten. 


Die endgiltige Richtigſtellung der Einbekenntniſſe erfolgt durch die politiſche Landesbehörde im Einverneh⸗ 5 


men mit der Finanz⸗Landesdirection (Finanzdirection). 
Vorgang bei der Bemeſſung. 


§. 3. Behufs Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages iſt zunächſt der Werth des geſondert einbekage 


beweglichen und unbeweglichen Vermögens zuſammenzuziehen und demſelben der Vermögenswerth der bei der Pfründe 
oder Communität genoſſenen Stiftungen zuzuzählen. 


Fließt ein Theil des Erträgniſſes einer ſolchen Stiftung nachweisbar dritten Perſonen zu, ſo iſt nur jener 


Theil des Vermögenswerthes der Stiftung in Anſchlag zu bringen, welcher verhältnißmäßig dem der Pfründe oder 


Communität zukommenden Theile des Erträgniſſes entſpricht. 
Von der auf dieſe Art (Abſatz 1 und 2) gewonnenen Summe ſind in Abſchlag zu bringen: 
a) Die Beträge, welche in derſelben als Werth des in Bibliotheken, wiſſenſchaftlichen und Kunſtſammlungen bee 
henden Vermögens begriffen ſind; 


6 


b) jene den Vermögensſtamm belaſtenden Paſſiven, welche, als durch das bewegliche Vermögen nicht gedeckt, bei 
Bemeſſung des Gebühren⸗Aequivalents etwa nicht berückſichtigt worden ſind. 

. Von der erübrigenden Summe find bie auf die einzelnen Abſtuffungen derſelben nach $. 9 des Geſetzes 

4 vom 7. Mai 1874 entfallenden Percentſätze zu berechnen und als Religionsfondsbeitrag vorzuschreiben. 

3 (Die Summe dieſer Percentſätze ergibt den auf ein Decennium entfallenden Religionsfondsbeitrag; bei 

1 der erſten Bemeſſung iſt ſomit, da dieſelbe nach §. 26 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 nur für den Reſt des mit 

. 31. Bene: 1880 zu 995 19 9 Dezenniums erfolgt, nur die auf die ſechs Jahre vom 1. 1 1875 bis 


Hienach wird z. 8. bei einem Vermögen von 35.000 fl.: 
DON den erer , e 
von den zweiten. . . 10.000 fl. zu 1½% r.. 150 fl. 
von den dritten. . . 10.000 fl. zu 3 / . 300 fl. 
endlich vom Reſte per . 5.000 fl. zu 4 % 200 fl. 


ſomit im Ganzen von . 35.000 fl. FIT DON. 

auf zehn Jahre, mithin drei Fünftel hievon, d. i. 420 fl. auf ſechs Jahre entfallen un wäre daher der Religions⸗ 

frondsbeitrag für die Zeit vom 1. Jänner 1875 bis 31. December 1880 mit 420 fl. vorzuſchreiben, wovon dann wieder 
der ſechſte Theil, d. i. der Betrag von 70 fl. als Jahresſchuldigkeit für jedes Jahr dieſer Zeitperiode entfällt.) 


Berechnung der Competenz. 
£ H. 4. Ergibt ſich bei Bemeſſung des Religionfondsbeitrages ein Zweifel, ob derſelbe den ſtandesmäßigen 
£ Unterhalt der geiftlichen Perſonen („Competenz“) ungeſchmälert laſſe, oder wird eine ſolche Schmaͤlerung von der 
beitragspflichtigen Partei behauptet, ſo iſt im erſten Falle von Amtswegen, im zweiten nach dem hierauf geſtellten 
ö een eine Berechnung des reinen Einkommens des beitragspflichtigen Subjectes vorzunehmen. 
Br Dieſe Berechnung erfolgt auf Grundlage eines von der beitragspflichtigen Pfründe oder Communität vor⸗ 
9 zulegenden Einbekenntniſſes, welches den Stand der Einnahmen und Ausgaben am 1. Jänner 1875 anzugeben hat. 
Be“ Bei kirchlichen Corporationen (Conventen) find dieſe Einbekenntniſſe von dem Vorſtande und zwei Mitglies 
dern der Corporation (des Conventes) zu unterfertigen. 


Berechnung der Einnahmen. 


* $. 5. In die im F. 4 bezeichneten Einbekenntniſſe iſt nicht nur das Erträgniß von den vorhandenen Ver: 
mögensſtämmen, ſondern jedes den beitragspflichtigen Pfründnern und Communitäten oder — vermöge einer kirchlichen 
an — a Mitgliedern der letzteren zufließende Geld- oder Natüraleinkommen und jeder in Geld ver: 


1 1 ſind 0 J Der Reinertrag von Grund und Boden, von Gebäuden, Capitalien, 
aten und nutzbaren Rechten, Entlohnungen für geiſtliche Functionen, Gebalte, das Einkommen aus kirchlichen Ge⸗ 
fällen, gewerblichen Betrieben, dann aus Stiftungen. 

ö Keinen Gegenſtand der Fatirung bilden: Der Wohnungsnutzen aus den von den Pfründnern oder Com— 
munitäten ſelbſt bewohnten Räumlichkeiten, Bezüge für nicht geſtiftete Meſſen. 

. §. 6. Veränderliche Einkünfte find in den Einbekenntniſſen nach einer Durchſchnittsberechnung aus den 
letzten ſechs Jahren auzuſetzen. Naturaleinkünfte ſind nach den Marktpreiſen des Domicils oder, wenn daſelbſt Markt⸗ 
preiſe nicht beſtehen, nach jenen des nächftgelegenen Marktortes zu veranſchlagen. 

= Bei Einkünften, welche nur auf einer thatſächlichen Uebung beruhen, iſt ein 25 Percent des Durchſchnitts⸗ 
5 Bugs nicht überfteigender Abzug geſtattet. 

$. 7. Das Reineinkommen aus Grundſtücken iſt mit 5 Percent des bei Bemeſſung des Gebühren-Aequivalents 
ngenommenen Grundwerthes zu veranſchlagen. . 

§. 8. Das Relneinkommen von Gebäuden iſt, 0 die letzteren der Hauszinsſteuer unterliegen, in 


= it 5 Percent des bei der Bemeſſung des Gebühren: e abe dale e Capitalswerthes anzuſetzen. 


OT 


Berechnung der Ausgaben. 

$. 9. Unter den Ausgaben können eingeſtellt werden: 3 

1. Die auf dem einbekannten Einkommen ruhenden directen landesfürſtlichen Steuern und Abgaben, da 
Gebühren⸗Aequivalent, Landes-, Bezirks⸗ und Gemeindeumlagen. 
2. Leiſtungen an Geld- und Geldeswerth aus dem Grunde einer auf dem Einkommen haftenden, nich! 4 

ſchon bei Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages berückſichtigten Verbindlichkeit (§. 3) (z. B. die directivmäßige Er- 4 
haltung von Hilfsprieſtern u. dgl.). . 
Juſoferne bisher die Abrechnung eines Pauſchalbetrages für die ordentliche Inſtandhaltung der pfarrlichen 4 

Gebäude (die ſogenannten sarta tecta) geſtattet war, kann derſelbe auch fernerhin unter die Ausgaben eingeftellt 
werden. 1 


Außerdem iſt aus dem Titel der Baulaſt nur die Aufrechnung ſolcher Zahlungen oder Natural 5 
geſtattet, welche für größere Bauherſtellungen effectiv obliegen. 
§. 10. Die Inhaber ſolcher kirchlichen Pfründen, bei denen die Zahl der geſtifteten Meſſen 265 im 
Jahre überſteigt, ſind berechtigt, für die übrige Zahl das ordentliche Meßſtipendium, oder falls dasſelbe durch das 
Stiftungserträgniß nicht gedeckt iſt, dieſes Letztere als Ausgabe zu verrechnen. er: 
F. 11. Bei Naturalbezügen ift die Aufrechnung der Einbringungskoſten bis zu 10 Percent des Brutto- 
Ertrages geſtattet. ie 
Subſidiüre Vonſchriſten. = 
$. 12. In allen Puncten, über welche in den vorangehenden Paragraphen nicht beſondere Beinen 
getroffen find, bleiben für die Berechnung der Einnahmen und Ausgaben der geiſtlichen Perſonen die Vorſchriften 
maßgebend, nach denen bisher der Anſpruch der Beneficiaten auf die perſönliche Befreiung von Entrichtung des Ge 
buͤhren⸗Aequivalents ermittelt worden iſt. 1 


ee 


Summariſche Bekenntniſſe. 


$. 13. Krrhlichen Corporationen und regulären Communitäten kann auf Antrag der Landesbehörde 
vom Miniſter für Cultus und Unterricht die Vorlage eines ſummariſchen Einbekenntniſſes der Einnahmen und Aus⸗ | 


x 
x 


gaben geſtattet werden, vorausgeſetzt, daß das hienach berechnete Reineinkommen — abgefehen von den im $. 16 er⸗ g 
wähnten Auslagen — wenigſtens 4 Percent vom Werthe des unbeweglichen und 5 Percent vom Werthe des beweg- 
lichen Vermögens ergibt, das dem Religionsfondsbeitrage unterliegt. 


* 
1 
2 
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Nichtigſtellung der Bekenntniffe, 1 


1 


u Hr 


$. 14. Die politiſche Landesbehörde hat die eingelangten Einbekenntniſſe nach ihren Vormerkungen uche 
zu ſtellen. Beſchwerden gegen die Richtigſtellung find in dem im $. 17 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 normirten 
Inſtanzenzuge auszutragen. 

Läßt ſich ein obwaltendes Bedenken gegen die Richtigkeit des Einbekenntniſſes nicht ſofort liquid ſtellen, 4 
fo find zur Ueberprufung der Angaben des Faſſionslegers die weiteren Erhebungen einzuleiten. Allfällige Koſten 
dieſes Verfahrens trägt im Falle nachgewieſener Unrichtigkeit des Einbekenntniſſes der Faſſionsleger. 1 

Ergibt ſich, daß ein Vermögen oder Einkommen verheimlicht wurde, deſſen Vorhandenſein auf die 4 90 13 
fung des Religionsfondsbeitrages Einfluß nehmen kann, jo iſt die im zweiten Abſatze des §. 16 des Geſetzes vom 

7. Mai 1874 beſtimmte Strafe zu verhängen. h 


Feſtſezung der Competenz. 


§. 15. Der für den ſtandesmäßigen Unterhalt der geiſtlichen Perſonen erforderliche Betrag wird in be. 1 
ſonderen Verordnungen beſtimmt. 


Bemeſſuug des Religionsſondsbeitrages mit Nückſicht auf die Competenz. 9 
$. 16. Ergibt die Berechnung des Reineinkommens (§§. 4— 14), daß der ſtandesmäßige Unterhalt ſelbſt 


bei Abſchlag des ganzen auf ein Jahr entfallenden Religionsfondsbeitrages gedeckt bleibt, jo iſt der Beitrag von dem 
ganzen Vermögen, ohne weitere Rüͤckſichtnahme auf den Unterhalt zu bemeſſen. Br 
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Be 


Zeigt ſich, daß zwar die Ziffer des reinen Einkommens den fin den ſtandesmäßigen Unterhalt erforderli⸗ 
chen Betrag überſteigt, daß aber beide Ziffern nur um einen Theilbetrag des auf ein Jahr entfallenden Religions- 
fondsbeitrages von einander abſtehen, ſo iſt auch nur dieſer Theilbetrag als jährliche Gebühr vorzuſchreiben. 

Ergibt ſich endlich, daß das ganze ermittelte Reineinkommen zur Bedeckung des ſtandesmäßigen Unterhal- 
tes der geiſtlichen Perſonen erfordert wird, ſo hat die Vorſchreibung des Beitrages ganz zu unterbleiben. 


Der Competenz gleichzuhaltender Aufwand. 


§. 17. Bei der im §. 16 vorgeſchriebenen Berechnung iſt dem Betrage, welcher für den ſtandesmäßigen 
Unterhalt der geiſtlichen Perſonen erfordert wird, hinzuzurechnen: 
a) Bei regulären Communitäten, deren fatutenmäßiger Zweck in der Pflege von armen Kranken beſteht, jenes Ein⸗ 
kommen, welches nachweisbar für dieſen Zweck verwendet wird; 
b) das Einkommen, welches eine reguläre Communität auf kirchliche oder Cultuszwecke, wenn dieſelben bei Er⸗ 
manglung einer ſolchen Communität aus dem Religionsfonde beſtritten werden müßten, oder auf Zwecke des 
offentlichen Unterrichtes verwendet, die von der Regierung als nothwendig erkannt werden (§. 4. des Geſetzes vom 
7. Mai 1874.) 


Berechnung desſelben. 


$. 18. Die Beträge, welche aus den im $. 17 bezeichneten Titeln über die Competenz in Anſpruch genom⸗ 
men werden, find in eigenen Einbekenntniſſen auszuwelſen. 

Hiebei iſt im Falle der lit. a) die Aufrechnung der nöthigen baren Auslagen für ärztliches Perſonale, Medica⸗ 
mente und Wartung, dann der etwa der Communität zur Laſt fallenden Beerdigungskoſten geſtattet. 

Im Falle der lit. b) iſt die Aufrechnung des Minimalaufwandes geſtattet, welcher in Ermanglung der 
der Beſtreitung durch die Communität vom Religionsfonde oder vom Staatsſchatze getragen werden müßte. 

Fur die Dotation von Seelſorgeſtationen kann nur die dem Religionsfonde ſonſt für dieſe Station ob- 
liegende Congrua-Ergänzung angerechnet werden. 

Bei einem Aufwande fur Zwecke des öffentlichen Unterrichtes iſt anrechenbar der Minimalaufwand für 
Lehrkräfte, Lehrmittel, Localitäten und Regie. 

Der Aufwand für Localitäten iſt jedoch hier, wie in jedem anderen nach lit. a) und b) in Betracht kom⸗ 
menden Falle nur inſoweit anrechenbar, als es ſich um gemiethete oder um ſolche Localitäten handelt, durch deren 
Vermiethung die reguläre Commmunität, falls fie die betreffende Beſorgung nicht auf ſich hätte, ein Einkommen er⸗ 
zielen konnte. 

Bei Seelſorgeſtationen iſt der Aufwand für Localitäten inſoweit anrechenbar, als derſelbe ſonſt entweder 
aus dem Titel des Patronates dem Religionsfonde zur Laſt fallen würde oder von dem Pfründner bei Berechnung 
des Reineinkommens als Ausgabepoſt veranſchlagt werden könnte. 

In allen Fällen der Anrechnung von Beſoldungen für von Mitgliedern der Communität verſehene Func⸗ 
tionen kann nur jener Betrag angerechnet werden, um welchen die vom Staate oder Religionsfonde zu leiſtende Be⸗ 
ſoldung den, den Mitgliedern der Communität als ſolchen gebührenden Competenzbetrag überſchreitet (alſo z. B. bei 
Lehrkräften der Betrag, um welchen der Minimalgehalt der betreffenden Lehrſtelle höher iſt, als die Competenz des 
die Lehrftelle verſehenden Mitgliedes, bei Seelſorgeſtationen die allfällige Differenz zwiſchen dieſer Competenz und der 
Congrua⸗Ergänzung u. ſ. w.). 

$. 19. Iſt mit einer der im §. 17, lit. a) und b) erwähnten Beſorgungen irgend eine Einnahme ver- 
bunden (3. B. Stolgebühren, Schulgeld), fo muß dieſelbe von dem nach §§. 17 und 18 anrechenbaren Betrage in 
Abzug gebracht werden, und kann die Communität nur die Freilaſſung des Ueberreſtes verlangen. 

Es find daher auch derartige Einnahmen in den nach F. 18 zu liberreichenden Einbekenntniſſen auszuweiſen. 

§. 20. Abgeſehen von dem in den $$. 18 und 19 Beſtimmten, gilt auch für die daſelbſt erwähnten 
Einbekenntniſſe alles Dasjenige, was für die Einbekenntniſſe zum Zwecke der Bemeſſung des ſtandesmaͤßigen Unter⸗ 
haltes vorgeſchrieben iſt. 

§. 21. Die im Falle des $. 17, lit. b) erforderte Erklärung, daß der Zweck des öffentlichen Unterrich— 
tes, um den es ſich handelt, von der Regierung als nothwendig erkannt werde, iſt dem Miniſter für Cultus und 
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Unterricht vorbehalten. Der regulären Communität, welche aus dieſem Titel die Befreiung vom Religionsfondsbei⸗ 
trage anſtrebt, liegt es ob, im Wege der Landesbehoͤrde das Anſuchen um die gedachte Erklärung zu ſtellen. 


Solange die Erklärung nicht bei den Acten erliegt, iſt die Befreiung vom Religionsfondsbeitrage nicht 
zuzugeſtehen. 
Gleichzeitig mit der Erklärung erfolgt die Feſtſtellung des der Communität freizulaſſenden Betrages. 


Entſcheidung von Streitigkeiten. 


§. 22. Mit Ausnahme des in vorigen Paragraphen behandelten Falles werden alle Streitigkeiten darü— 
ber, ob irgend ein kirchliches Einkommen vom Religionsfondsbeitrage freizulaſſen ſei, in dem im §. 17 des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874 vorgeſchriebenen Inſtanzenzuge entſchieden (§. 14). 


Gebarung. 

$. 23. Bei jeder politiſchen Landesbehörde find Bücher nach dem Muſter A anzulegen, in welchen in 
ſummariſcher Weiſe die Werthe des in dem Bemeſſungsgebiete gelegenen Vermögens der kirchlichen Pfründen und res 
gulären Communitäten zu verzeichnen ſind. 1 

Für jede Pfründe oder Communität iſt ein beſonderes Folium anzulegen. 

Die Werthe ſind aus den richtiggeſtellten Faſſionen für das Gebühren-Aequivalent zu übertragen und hie⸗ 
bei — in der Rubrik „Beziehungsdaten“ — ſtets die Acte der Finanzbehörden, auf welche ſich die Angabe ſtützt, zu 
beziehen. In der Rubrik — „Verminderung oder Vermehrung des Vermögenswerthes“ — iſt einerſeits der Abfall 
durch die in Bibliotheken, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtſammlungen beſtehenden Vermögensbeſtandtheile und die durch 
das bewegliche Vermögen nicht bedeckten Paſſiven, andererſeits der Zuwachs durch die in die Gebühren-Aequivalents⸗ 
bemeſſung noch nicht einbezogenen Werthe zu verzeichnen. 

§. 24. In das im F. 23 bezeichnete Buch find die Vermögenswerthe ohne Ruͤckſicht darauf einzutragen, 
ob die Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages wirklich Platz greift oder nicht. Wo dieß nicht der Fall iſt, weil zum 
Zwecke der Ergänzung der Competenz eine Subvention aus öffentlichen Fonden geleiſtet wird (§. 7 des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874), iſt dieß in der Rubrik „Anmerkung“ anzuführen. Im anderen Falle iſt die in der Rubrik „Ge⸗ 
ſammtwerth“ verzeichnere Ziffer in das nach dem Muſter B geführte Buch zu übertragen und dieſe Uebertragung in 
dem erſten Buche in der vorletzten Rubrik anzumerken. hi 

Die Beurtheilung, ob die Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages Platz zu greifen hat, und ob daher der 
Geſammtwerth in das zweite Buch zu übertragen iſt, erfolgt lediglich auf Grund der Daten über die das Object der 
Bemeſſung bildenden Werthe, unter Berucksichtigung der Thatſache, ob zum Zwecke der Ergänzung der Competenz eine 
Subvention aus öffentlichen Mitteln geleiſtet wird. Wo Letzteres nicht eintrifft, ıf in die Frage, ob die Competenz 
gedeckt iſt und ob daher der Religionsfondsbeitrag wirklich zu entrichten ſein wird, in dieſem Stadium der Geke 
nicht einzugehen. 

$. 25. Nach den im Muſter B erſichtlichen Rubriken iſt die Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages ui 
zunehmen. Kommt es von Amtswegen oder auf Verlangen der Partei zur Ermittlung der Competenz, jo it das 
Reſultat in den Rubriken 10 bis 12 zu verzeichnen. Hiebei iſt der nach $. 17 der Competenz gleichzuhaltende Auf⸗ 
wand der in der Rubrik 11 verzeichneten Competenz hinzuzurechnen. Ergibt die Vergleichung der Rubriken 10 und 11. 
keinen Ueberſchuß des Reineinkommens, ſo hat die Bemeſſung des Beitrages zur Zeit zu unterbleiben und iſt dieß in 
der letzten Rubrik anzumerken. Ergibt ſich ein Ueberſchuß, ſo iſt derſelbe mit der in der Rubrik 9 eingeſetzten Ziffer 
der jährlichen Beitragsſchuldigkeit zu vergleichen und hienach in der Rubrik 13 entweder der ganze Beitrag oder der, 
der Differenz beider Zahlen entſprechende Theilbetrag als Gebühr vorzuſchreiben (§. 16). | 

In allen Fällen, in denen es zu einer Vorſchreibung des Religionsfondsbeitrages und daher (F. 26.) zur 
Ausfertigung eines Zahlungsauftrages kommt, iſt auf letzteren in der Schlußrubrik des Buches B Bezug zu nehmen. 

§. 26. Auf Grund der erfolgten Vorſchreibung werden von der Landesbehörde ausgefertigt: 

a) Die Anweiſungs-Verordnung an die zur Entgegennahme der Zahlung berechtigte Caſſe; 
b) der nach dem Muſter C verfaßte Zahlungsauftrag an die zahlungspflichtige Partei. 


Zugleich iſt der Bemeſſungsact an die Liquidatur des Rechnungs⸗Departements der Landesbehörde 1 | 
ordnungsmäßigen Verbuchung und Beiſetzung der Liquidationsclauſel auf der Anweiſungsverordnung zu leiten. u 


1 
5 


ne 


$. 27. Faſſtonsleger, welche auf Grund der richtiggeſtellten Faſſion von Entrichtung des Religionsfonds⸗ 
Beitrages freigelaffen werden, find hievon in Erledigung der von ihnen gemachten Vorlage zu verſtändigen. 

§. 28. Die Zablungsaufträge werden den Erzbiſchöfen und Diöceſan-Biſchöfen unmittelbar von der Lan⸗ 
desbehorde, den Domkapiteln zu Handen der Ordinariate, allen übrigen Parteien im Wege der politiſchen Bezirks- 
* ee zugeſtellt. 
. Von den im letzteren Wege zugeſtellten Zahlungsaufträgen erhält das zuſtändige Ordinariat ein ſumma⸗ 
3 riſches Verzeichniß. Hinſichtlich der Zahlungsaufträge an die Domkapitel gilt die Empfangsbeſtätigung des Ordina— 
riates als Beſtätigung der Zuſtellung an das Capitel. 
* Die Zuſtellung des erſten Zahlungsauftrages iſt vermittelſt eines Empfangsſcheines nach dem Muſter D 
zu en (§. 32). 
* §. 29. Die Einzahlungen find bei der Landeshauptcaſſe desjenigen Landes zu leiſten, in welchem die 
Bemeſſung des Beitrages erfolgt iſt (5. 18 des Geſetzes vom 7. Mai 1874). 
Bi $. 30. Bei der erſten Einzahlung erhält die Partei einen Zahlungsbogen nach dem Muſter E, auf wel- 
1 chem hinfort der Empfang der Zahlungen beftätigt wird. 
8 31. In den e iſt neben der Gebühr die . ige n zu Ba Wird 


Wee die Execution durchzuführen und zu dieſem Ende nach Umftänden b zu requiriren. 
Der e bei der Execution richtet 8 in Allem nach jenem, was für die e der landes⸗ 


5 §. 32. Die erſte Einzahlung umfaßt die em 1. Jänner 1875 bis dahin ien Raten und iſt läng⸗ 
11 binnen 30 Tagen nach Zuſtellung des Zahlungsauftrages zu leiſten, was in letzterem ausdrücklich zu bemerken 
a iſt. Die weiteren Zahlungen find in vierteljährigen Anticipativ⸗Raten (J. Jänner, 1. April, 1. Juli, 1. October je- 
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des Jahres) zu leiſten (§. 18 des Geſetzes vom 7. Mai 1874) und werden ſofort fällig. 


Veränderungen, 


$. 33. Von allen Veränderungen in dem Vermögen oder Einkommen der kirchlichen Pfründen und regu— 
a lären Communitäten, die nach §. 12 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 die Verpflichtung zur Entrichtung des Reli— 
1 gionsfondsbeitrages oder einer bisher nicht vorgeſchriebenen Quote desſelben nach ſich ziehen, haben die beitragspflich⸗ 
N tigen Parteien binnen 6 Wochen die Anzeige an die zur Bemeſſung des Beitrages berufene Landesbehörde zu erſtatten. 
8 Dieſer Anzeige iſt ein ordnungsmäßiges Einbekenntniß des neuen Zuwachſes an Vermögen oder Einkom⸗ 
men beizulegen, auf Grund deſſen dann die nachträgliche Bemeſſung erfolgt. 

§. 34. Die Anzeige ſolcher Veränderungen am Vermögen oder Einkommen, welche nach §. 12 des Ge⸗ 
fee vom 7. Mai 1874 die Abſchreibung oder Herabminderung des Religionsfondsbeitrages nach ſich ziehen, bleibt 
den Betheiligten überlaſſen. 

Be), Dasſelbe gilt von den auf Grund des letzten Abſatzes des citirten $. 12 in Anſpruch genommenen Nachläſſen. 


Nr. 1901. 
Nachträgliche Vollzugsbeſtimmung zu der vorauſtehenden Verordnung.) 
Mit Zuſchrift vom 10. April l. J. Z. 18971. hat die hochlöbliche k. k. Statthalterei anher eröffnet, 


Se Excellenz der I k. k. Miniſter für Cultus und Unterricht mit dem hohen Erlaſſe vom 4. April 1875 3.4975 
* ihfolgendes zu verfügen Befunden: 
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1. Die Feſtſtellung des für den ſtandesmäßigen Unterhalt der geiſtlichen Perſonen erforderlichen Betrags 
($$. 4 und 5 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51. und §. 15 der Verordnung vom 25. März 1875 
3. 4023) erfolgt zunächſt nur proviſoriſch für das Jahr 1875. 

2. Für dieſes Jahr wird der gedachte Betrag (die „ 1 Maßen beſtimmt: 


Cardinal Fürſt⸗Erzbiſchof von Prag : 7 ; 30.000 fl. 

Viſchöfe von Königgrätz und Leitmeritz . 2 . E b 5 12.600 

Weihbiſchof zugleich Domdechant in Prag 4 > 5 } ; . 8.000 „ 
Prager Metropolitan⸗Domkapitel: 

Probſt 5 2 . : 4 x e . 80 

Andere Dignitäre r ! ’ e use ; £ 4.000 % 

Domherrn 5 . h h g 5 5 } 8 0 000 7 
Domkapitel in Königgrätz, Leitmeritz und Budweis: 

Dignitäre a . g 5 4 5 1 1 . ; 2.400 „ 

Domherrn g ö : ? - ; k a 5 ; eee 
Collegiatkapitel: 

1 Dignitär 3 g 5 8 5 ; 5 5 a . 2000 

Canonici 5 . ; - 3 : . 5 A 16608 
Pfarrer: f 

in Prag 8 1.200 „ 

in der Umgebung von 2 Meilen um das, in Buitotten 1055 Stäbten Aber 5000 Ein, 900 „ 

in anderen Orten 5 g : f b 5 { 600 „ 
Stifte: 

Stiftsvorſtand (Abt) 5 N . } . . a 6.000 „ 

ſein Stellvertreter (Prior) 5 : 5 g ; + 5 eee 

Conventualen g N i ; 5 ; ß \ 5 700 „ 

Kleriker, Novizen - 5 : i E : ; i h 0 500 „ 
Klöͤſter: 

Kloſtervorſteher, die Provinziale 5 - ; N . 8 h x, 1.800807 

Andere Kloſtervorſteher g ! 5 ; ; B + 1200 , 
Konventualen: 

männliche ; n : ! . £ - 4 5 } ; 400 „ 

weibliche ' : 300 


Bei den voranſtehenden Ynfäen kn en Backen geiſliche Funktionäre übergangen, deren 
ſämmtliche Mitglieder hierlands entweder aus öffentlichen Fonden ſubventionirt ſind oder doch kein die Competenz 
uberſteigendes eigenes Einkommen beſitzen, von denen ſomit in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Mai 1874 ($. 4 und 7) 
auch kein Religionsfondsbeitrag zu entrichten iſt. 

Weiters ſind bei den vorſtehendeu Anſätzen unter dem Worte „Pfarrer“ alle ſelbſtſtändigen Seelſorger 
ohne Unterſchied der Bezeichnung, unter dem Worte „Kloſtervorſteher“ auch Kloſtervorſteherinen begriffen. 

3. Pfarrer, welche verpflichtet find, aus ihrer Dotation Kaplaͤne, Kooperatoren oder andere Hilfsprieſter 
zu erhalten, können in den Einbekenntniſſen ihres Einkommens (§. 4— 13 der Verordnung vom 25. März d. J. Z. 4023) 
für je einen dieſer Hilfsprieſter in Ausgabe 3 2 


in Prag : 5 400 fl. 
in der Umgebung von 2 Meilen um Prag in Kurorten 105 in Städten über 5000 Einw. 350 „ 
in anderen Orten g f i a 300 


I Br 
4. Aus der voranftehenden Beſlmmung 85 e (abſ. 2 ab, 3) erwächſt keinem geiftlichen Functio⸗ 
när ein Anſpruch darauf, im Falle der Ermanglung derartiger Amtseinkünfte eine gleiche Dotation aus öffentlichen 
Mitteln zu erhalten, vielmehr bleibt die Beſtimmung dieſer Dotation („congrua“) einer beſonderen Verordnung 
vorbehalten (Abſ. 8.) 
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5. Die regulären Communitäten, welchen Seelſorgepfründen incorporirt ſind, haben die Wahl frei, ob 
ſie für die dieſe Pfründen verſehenden Mitglieder die gewöhnliche Competenz eines Mitgliedes der Communität oder 
aber jene anrechnen wollen, welche einem weltgeiſtlichen Seelſorger auf der incorporirten Pfruͤnde zukommen würde. 

6. Die nach den Anſätzen unter 2 fur die einzelnen Mitglieder einer regulären Communität berechnete 
Competenz bezeichnet im Sinne des §. 5 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51 lediglich den Geſammt⸗ 
betrag der Einkünfte, welche der Communität durch den Religionsfondsbeitrag nicht geſchmälert werden darf. Hinge— 
gen erwächſt aus dieſen Anſätzen den einzelnen Mitgliedern kein Recht auf den wirklichen Bezug oder Genuß dieſer 
Einkünfte, vielmehr iſt die Aufteilung des Geſammt⸗Einkommens nach wie vor Sache der Communität. 

Das Gleiche gilt für weltgeiſtliche Corporationen mit ungetheilter Dotation (mensa communis). 

7. Längſtens Ende Juli l. J. ſind ſummariſche Ausweiſe über die auf Grund der obigen Competenz— 
beſtimmung vorgenommenen Bemeſſungen des Religionsfondsbeitrages dem Miniſterium für Cultus und Unterricht 
vorzulegen. 

Dieſe Vorlage iſt wegen obſchwebender Recurſe gegen die Bemeſſung nicht aufzuhalten. 

8. Auf Grund dieſer Vorlage erfolgt die Beſtimmung der der Seelſorge-OGeiſtlichkeit aus dem Ertrage 
des Religionsfondsbeitrags zu gewaͤhrenden Dotationsaufbeſſerung ſowie die definitive Feſtſetzung der Competenz.“ 


Berſonalnachrichten. 


Beförderungen und Jurisdiktionirungen: 


Die Herren: 


Mauriz Budecius, Interkalar⸗Adminiſtrator zu Zachotin, wurde Pfarrer daſelbſt. 
Franz Martinic, Kaplan zu Wallern, wurde Kaplan zu Berlau. 

Joſef Walwoda, Kaplan zu Maurenzen, wurde Kaplan zu Wallern. 

Franz Sixl, Kaplan zu Altſtadt, wurde Kooperator zu Forbes. 


In den bleibenden Ruheſtand trat: 


Herr Anton Spirmann, Perfonaldechant zu Janowie, Klattauer biſch. Vikariatsamtsſekretär. — Derſelbe wird eine 
Penſionsquote jährlicher 210 fl. ö. W. aus dem Janowicer Pfarreinkommen beziehen. — Hiedurch wurde 
die Pfarre Jano wic (Fürſtlich' Hohenzollern'ſchen Patronats) erledigt. Kompetenzfriſt bis zum 4. Juli 


In den zeitweiligen Deficientenſtand trat: 
Herr Jakob Peſl, Kooperator zu Bergſtädtl⸗-Ratiboric. 


Budweis, am 24. April des Jahres 1875. 


Johann Valerian, m. p. 
Bilder. 


Schnellpreßdruck der biſchöfl. Buchdruckerei des Johann Krupiéka & Comp. in Budweis. 


